
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1623

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 23. Juni 1983 132. Stück

330. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Unvereinbarkeitsgesetzes

3 3 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 15. Juni 1983, mit der das Unvereinbar-

keitsgesetz wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Unvereinbarkeitsgesetz, BGBl.
Nr. 294/1925, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Bundesgesetz vom 26. März 1931, BGBl.
Nr. 100, betreffend die Abänderung des Bun-
desgesetzes vom 30. Juli 1925, BGBl. Nr. 294,
über die Beschränkung der Zulässigkeit einer
Betätigung von Volksbeauftragten und ande-
ren öffentlichen Funktionären in der Privat-
wirtschaft;

2. Bundesgesetz vom 5. November 1980, BGBl.
Nr. 545, mit dem das Unvereinbarkeitsgesetz,
das Bezügegesetz und andere Rechtsvor-
schriften geändert werden, Art. I.

Artikel III

Der gegenstandslos gewordene § 9 Abs. 1 wird
als nicht mehr geltend festgestellt.

Artikel IV

(1) Im § 4 Abs. 3 wird nach dem Wort „ange-
hört" ein Beistrich gesetzt.

(2) Im § 8 a wird vor den Ausdrücken
„§§ 175 ff." und „§§ 167 ff." jeweils das Wort
„die" gesetzt.

Artikel V

Im § 2 Abs. 2, im § 6 und im § 8 Abs. 2 und 3
werden die überholten Wendungen „die Bestim-
mungen) des " und „findet Anwen-
dung" durch einfachere Wendungen ersetzt.

Artikel VI

(1) Die überholten Schreibweisen für „Absatz",
„Zahl" usw. werden der heute üblichen Schreib-
weise angepaßt.

(2) Im § 3 Abs. 1 wird der Ausdruck „der in §"
durch „der im §" ersetzt.

(3) Im §9 Abs. 2 wird das Wort „Gesetzes"
durch „Bundesgesetzes" ersetzt.

Artikel VII

Im wiederverlautbarten Text werden die bisheri-
gen Paragraphenbezeichnungen wie folgt geändert
und Bezugnahmen darauf innerhalb des Textes ent-
sprechend richtiggestellt:

Artikel VIII

Das Unvereinbarkeitsgesetz wird mit dem Titel
„Bundesgesetz über Unvereinbarkeiten für oberste
Organe . und sonstige öffentliche Funktionäre
(Unvereinbarkeitsgesetz 1983)" wiederverlautbart.

Sinowatz

Anlage

Bundesgesetz über Unvereinbarkeiten für
oberste Organe und sonstige öffentliche Funk-

tionäre (Unvereinbarkeitsgesetz 1983)
(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 1)

§ 1. Die Beschränkungen dieses Bundesgesetzes
gelten für

1. die im Art. 19 Abs. 1 B-VG bezeichneten
Organe der Vollziehung,

2. die Bürgermeister, ihre Stellvertreter und die
Mitglieder des Stadtsenates in den Städten
mit eigenem Statut,

4 203



1624 132. Stück - Ausgegeben am 23. Juni 1983 — Nr. 330

3. die Mitglieder des Nationalrates, des Bundes-
rates und der Landtage.

(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 2)

§ 2. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Mitglieder
der Bundesregierung, die Staatssekretäre und die
Mitglieder der Landesregierungen (in Wien der
Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte)
dürfen während ihrer Amtstätigkeit keinen Beruf
mit Erwerbsabsicht ausüben.

(2) Unverzüglich nach Amtsantritt haben die
Mitglieder der Bundesregierung und die Staatsse-
kretäre dem Unvereinbarkeitsausschuß des Natio-
nalrates (§ 6), die Mitglieder der Landesregierun-
gen dem nach der Landesgesetzgebung zuständi-
gen Ausschuß des Landtages die Ausübung eines
Berufes (Abs. 1) anzuzeigen. Genehmigt der Aus-
schuß die Ausübung des Berufes unter Bedacht-
nahme auf die Gewährleistung einer objektiven und
unbeeinflußten Amtsführung nicht, so ist die Aus-
übung des Berufes spätestens drei Monate nach
einem solchen Beschluß des Ausschusses einzustel-
len.

(3) Eine im Abs. 1 bezeichnete Person darf wäh-
rend ihrer Amtstätigkeit eine Berufstätigkeit
(Abs. 1) nur mit Genehmigung des Ausschusses
beginnen.

(4) Die Verwaltung des eigenen Vermögens
sowie die Ausübung von Funktionen in einer politi-
schen Partei, in einer gesetzlichen Interessenvertre-
tung oder freiwilligen Berufsvereinigung, in die die
Person gewählt wurde, gelten nicht als Ausübung
eines Berufes (Abs. 1).

(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 3)

§ 3. (Verfassungsbestimmung) (1) Steht ein
Unternehmen im Eigentum eines Mitgliedes der
Bundesregierung, eines Staatssekretärs oder eines
Mitgliedes der Landesregierung oder sind sie
Eigentümer von Anteilsrechten an einer Gesell-
schaft oder sonstiger Anteilsrechte an einem Unter-
nehmen, so sind sie verpflichtet, bei Antritt ihres
Amtes oder unverzüglich nach Erwerb solchen
Eigentums dies dem Unvereinbarkeitsausschuß des
Nationalrates (§ 6) oder dem nach der Landesge-
setzgebung zuständigen Ausschuß des Landtages
anzuzeigen; dabei ist das Ausmaß bestehender
Anteilsrechte einschließlich der des Ehegatten
anzugeben. Liegt eine Beteiligung, einschließlich
der des Ehegatten, über 25 vH, so dürfen solchen
Gesellschaften oder Unternehmen,

1. sofern es sich um Mitglieder der Bundesregie-
rung oder um Staatssekretäre handelt, weder
unmittelbar noch mittelbar Aufträge vom
Bund und von der Kontrolle des Rechnungs-
hofes gemäß Art. 126 b B-VG unterliegenden
Unternehmen,

2. sofern es sich um Mitglieder der Landesregie-
rung handelt, weder unmittelbar noch mittel-

bar Aufträge vom betreffenden Land und von
wegen einer finanziellen Beteiligung dieses
Landes der Kontrolle des Rechnungshofes
gemäß Art. 127 Abs. 3 B-VG unterliegenden
Unternehmen

erteilt werden.

(2) Der Abs. 1 gilt sinngemäß für die Vergabe
von Aufträgen an freiberuflich tätige Mitglieder der
Bundesregierung, Staatssekretäre und Mitglieder
der Landesregierungen und solche freiberuflich
tätige Personen, die mit einem Mitglied der Bun-
desregierung, einem Staatssekretär oder mit einem
Mitglied der Landesregierung in einer Büro- oder
Kanzleigemeinschaft tätig sind.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 kann für Mit-
glieder der Bundesregierung und für Staatssekre-
täre der Unvereinbarkeitsausschuß des Nationalra-
tes (§ 6), für Mitglieder der Landesregierung der
nach der Landesgesetzgebung zuständige Ausschuß
des Landtages Ausnahmen zulassen, sofern durch
geeignete Vorkehrungen die unbedenkliche Amts-
führung sichergestellt ist.

(4) Der Unvereinbarkeitsausschuß des National-
rates (§ 6) hat dem Bundeskanzler jene Unterneh-
men und freiberuflich tätigen Personen im Sinne
des Abs. 2 mitzuteilen, an die keine Aufträge erteilt
werden dürfen. Der Bundeskanzler hat diese Mit-
teilung im Amtsblatt zur Wiener Zeitung kundzu-
machen. Diese Bestimmung ist im Bereich der Län-
der sinngemäß anzuwenden.

(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 3)

§ 4. (1) Die im § 1 Z 1 und 2 bezeichneten Perso-
nen dürfen, sofern sich dies nicht bereits aus § 2
Abs. 1 ergibt, während ihrer Amtstätigkeit keine lei-
tende Stellung in einer Aktiengesellschaft, einer auf
den Gebieten des Bankwesens, des Handels, der
Industrie oder des Verkehrs tätigen Gesellschaft
mit beschränkter Haftung oder einer Sparkasse ein-
nehmen; insbesondere dürfen sie weder Mitglied
des Vorstandes oder Aufsichtsrates einer Aktienge-
sellschaft, Geschäftsführer oder Mitglied des Auf-
sichtsrates einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung der bezeichneten Art noch Mitglied des Vor-
standes oder Sparkassenrates einer Sparkasse sein,
ausgenommen bei Gemeindesparkassen auf Grund
von § 17 Abs. 6 Sparkassengesetz, BGBl.
Nr. 64/1979. (BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 4)

(2) Abs. 1 ist sinngemäß auf Versicherungsanstal-
ten auf Gegenseitigkeit mit Ausnahme der Landes-
versicherungsanstalten anzuwenden.

§ 5. (1) Die im § 1 Z 1 und 2 bezeichneten Perso-
nen können jedoch eine der im § 4 angeführten
Stellen unter folgenden Voraussetzungen beklei-
den:

1. Wenn der Bund an dem betreffenden Unter-
nehmen beteiligt ist und die Bundesregierung
erklärt, es sei im Interesse des Bundes gele-
gen, daß sich die in Betracht kommende Per-
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son in der Leitung des Unternehmens betä-
tige, oder

2. wenn das Land oder die Gemeinde, deren
Funktionär die in Betracht kommende Person
ist, an dem betreffenden Unternehmen betei-
ligt ist und die Landesregierung oder der
Stadtsenat erklärt, es sei im Interesse des Lan-
des oder der Gemeinde gelegen, daß sich die
in Betracht kommende Person in der Leitung
des Unternehmens betätige. (BGBl.
Nr. 545/1980, Art. I Z 5)

(2) Jede Betätigung gemäß Abs. 1 bedarf über-
dies für die Bundesminister und Staatssekretäre der
nachträglichen Genehmigung des Nationalrates
und für die Mitglieder der Landesregierungen der
nachträglichen Genehmigung des Landtages, von
dem sie gewählt wurden. Dem zur Erteilung dieser
Genehmigung berufenen Vertretungskörper ist die
Höhe der aus dieser Betätigung sich ergebenden
Bezüge bekanntzugeben; er kann über die Verwen-
dung Verfügungen treffen. (BGBl. Nr. 100/1931,
Art. I Abs. 2)

§ 6. (1) Der Nationalrat und der Bundesrat wäh-
len aus ihrer Mitte nach dem Grundsatze der Ver-
hältniswahl je einen eigenen Ausschuß (Unverein-
barkeitsausschuß), der über die Zulässigkeit der
Beteiligung der Mitglieder des Nationalrates und
des Bundesrates an den im § 4 aufgezählten Unter-
nehmen zu entscheiden hat.

(2) Die Mitglieder des Nationalrates oder Bun-
desrates, die eine der im § 4 bezeichneten Stellen
bekleiden, haben innerhalb eines Monats nach
erfolgtem Eintritt in diesen Vertretungskörper, und
wenn die Bestellung zu einer solchen Stelle erst
nach erfolgter Wahl geschah, innerhalb eines
Monats nach der Bestellung dem Präsidenten oder
Vorsitzenden des Vertretungskörpers hievon die
Anzeige unter Angabe der Bezüge zu erstatten.

(3) Über die Zulässigkeit der Beteiligung ent-
scheidet der Unvereinbarkeitsausschuß mit einfa-
cher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit,
oder wenn sich die Vertreter der Partei, der das
betreffende Mitglied des Nationalrates oder Bun-
desrates angehört, in ihrer Mehrheit gegen die
Zulässigkeit der Beteiligung aussprechen, ist die
Beteiligung unzulässig.

§ 7. (1) Der Unvereinbarkeitsausschuß hat inner-
halb dreier Monate Beschluß zu fassen; er teilt
seine Beschlüsse dem Präsidenten oder Vorsitzen-
den mit, der sie dem Vertretungskörper zur Kennt-
nis bringt.

(2) Lautet der Beschluß dahin, daß eine im § 4
erwähnte Beteiligung mit der Ausübung des Man-
dates unvereinbar ist, so hat der Präsident oder
Vorsitzende den Betroffenen hievon zu verständi-
gen und ihn aufzufordern, ihm innerhalb von drei
Monaten nachzuweisen, daß er dem Beschluß ent-

sprochen habe. Der Präsident oder Vorsitzende hat
nach Ablauf dieser Frist dem Vertretungskörper
Bericht zu erstatten.

(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 6)

§ 8. Mitglieder eines Landtages oder die im § 1
Z 2 bezeichneten Personen können eine der im § 4
erwähnten Stellen nur mit Zustimmung des betref-
fenden Landtages oder der betreffenden Gemein-
devertretung bekleiden; das für diese Zustimmung
einzuschlagende Verfahren richtet sich nach den
landesgesetzlichen Bestimmungen. Wenn diese
Zustimmung nicht erteilt wird, ist § 7 sinngemäß
anzuwenden.

§ 9. Gegen die im § 1 aufgezählten Funktionäre
kann auf Mandatsverlust erkannt werden, wenn sie
ihre Stellung in gewinnsüchtiger Absicht mißbrau-
chen.

§ 10. (1) (Verfassungsbestimmung) Wenn eine
der im § 1 genannten Personen entgegen dem
Beschluß des Unvereinbarkeitsausschusses oder des
nach der Landesgesetzgebung zuständigen Aus-
schusses des Landtages eine Berufstätigkeit im
Sinne des § 2 ausübt oder eine der im § 4 bezeich-
neten Stellen trotz Versagens der Genehmigung
inne hat, kann der nach diesem Bundesgesetz in
Betracht kommende Vertretungskörper beim Ver-
fassungsgerichtshof den Antrag stellen, auf Verlust
des Amtes oder Mandates zu erkennen. Für den
Nationalrat und den Bundesrat wird ein solcher
Antrag durch den Unvereinbarkeitsausschuß (§ 6)
gestellt. (BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 7)

(2) (Verfassungsbestimmung) Ob bestimmte Tat-
sachen unter § 9 fallen, hat der betreffende Vertre-
tungskörper untersuchen zu lassen. Für den Natio-
nalrat und den Bundesrat führt die Untersuchung
der Unvereinbarkeitsausschuß (§ 6 Abs. 1), der bei
der Entscheidung den § 6 Abs. 3 sinngemäß anzu-
wenden hat.

(3) (Verfassungsbestimmung) Wenn nach Abs. 2
festgestellt wurde, daß eine Handlungsweise unter
§ 9 fällt, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

(4) Dem Betroffenen sind in den Fällen der
Abs. 1 und 2 vor der Antragstellung von der antrag-
stellenden Körperschaft die gegen ihn vorgebrach-
ten Tatsachen mitzuteilen; es ist ihm Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

§ 11. Scheidet eine der im § 1 Z 1 und 2 bezeich-
neten Personen aus einer dort genannten Funktion
aus, derentwegen sie auf Grund dieses Bundesge-
setzes einen Beruf (eine leitende Stellung) gemäß
§ 2 Abs. 1 bzw. § 4 Abs. 1 nicht ausüben durfte,
ohne daß ihr bzw. ihren Hinterbliebenen auf
Grund des Bezügegesetzes oder eines gleichartigen
Landesgesetzes ein Ruhe-(Versorgungs-)Bezug
gebührt, so hat der Bund bzw. das Land, dessen
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Landesregierung bzw. die Gemeinde, deren Stadt-
senat der Betreffende angehörte, dem nach den
sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen
jeweils in Betracht kommenden Pensionsversiche-
rungsträger einen Überweisungsbetrag zu leisten.
Für die Leistung des Überweisungsbetrages und die
Rechtswirkung dieser Überweisung gelten die
§§ 311 ff. des Allgemeinen Sozialversicherungsge-

setzes, die §§ 175 ff. des Gewerblichen Sozialver-
sicherungsgesetzes und die §§ 167 ff. des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes entsprechend.

(BGBl. Nr. 545/1980, Art. I Z 8)

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.


